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Anzeige»Eine familienfreundliche Unternehmenskultur«
INTERVIEW Der BDA-Arbeitsmarktexperte Alexander Böhne lehnt die geplanten Arbeitszeitgesetze ab

In deutschen Unternehmen herrscht
immer noch eine starke Anwesenheitskul-
tur. Gerade bei jungen Menschen und El-
tern mit kleinen Kindern ist der Wunsch
nach flexibleren Arbeitsmodellen, etwa
befristeter Teilzeit oder Home-Office,
groß. Besteht hier Nachholbedarf?
Die deutsche Wirtschaft hat eine starke in-
dustrielle Basis, insofern gibt es hier noch
viele Berufsfelder, in denen mobiles oder
zeitlich flexibles Arbeiten nicht oder nur
begrenzt möglich ist. Dort, wo flexible Ar-
beitsmodelle möglich sind, werden sie in
der Regel auch angeboten. Die Frage ist
aber auch: Was wünscht sich die Mehrheit
der Beschäftigten wirklich? Neuste Unter-
suchungen des Statistischen Bundesamts
zeigen, dass 93 Prozent der Beschäftigten
in Deutschland ihre Arbeitszeit nicht ver-
ändern wollen, was ein Beleg dafür ist, dass
die Personalpolitik und Arbeitszeitgestal-
tung in deutschen Unternehmen funktio-
niert. Wir sind also gut aufgestellt.

Insbesondere Mütter sind auf dem Ar-
beitsmarkt noch immer klar benachtei-
ligt. Brauchen wir eine familienfreundli-
chere Unternehmenskultur?
Eine familienfreundliche Unternehmens-
kultur haben wir bereits. Was wir vielmehr
brauchen, sind vor allem mehr hochwerti-
ge, bedarfsgerechte und bezahlbare Ganz-
tagskitas und Ganztagsschulen. Gäste be-

dienen, Busse steuern, Menschen pflegen –
das alles sind berufliche Tätigkeiten, die
mit den üblichen Öffnungszeiten von Kin-
dertageseinrichtungen und Kindertages-
pflegestellen in der Regel nicht kompatibel
sind. Hier kommt der Arbeitgeber mit fle-
xibler Arbeitszeit und Arbeitsorganisation
schnell an seine Grenzen.

Ein Projekt von Bundesarbeitsminis-
terin Andrea Nahles ist das sogenannte
Rückkehrrecht in Vollzeit nach befriste-

ter Teilzeit. Die BDA lehnt den Gesetzent-
wurf ab. Warum?
Fakt ist doch: Ein Grund für den Verbleib
in „unfreiwilliger“ Teilzeit sind vor allem
fehlende Kinderbetreuungsmöglichkeiten.
Knapp 90 Prozent der teilzeitbeschäftigten
Frauen gehen aus privaten Gründen keiner
Vollzeittätigkeit nach, zum Beispiel wegen
familiärer Verpflichtungen wie Kinderbe-
treuung oder Pflege von Angehörigen.

Ebenfalls in Planung befinden sich
das Familiengeld und die Familienar-
beitszeit. Sinnvoll oder nicht?
Mit einer gesetzlichen Familienarbeitszeit
soll wieder ein neuer Anspruch für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer auf die
Gestaltung ihrer Arbeitszeit geschaffen wer-
den, ohne dabei die betrieblichen Gege-
benheiten zu berücksichtigen. Unser Kri-
tikpunkt daran ist auch: Partnerin und
Partner arbeiten in den seltensten Fällen
im selben Unternehmen. Wie soll die Per-
sonalplanung damit umgehen, dass in
dem einen Unternehmen der Vater ent-
scheidet, ich arbeite weniger, und in dem
anderen Unternehmen die Mutter ent-
scheidet, ich arbeite mehr? Daher muss
gelten: Vereinbarungen auf betrieblicher
Ebene bringen die Interessen von Beschäf-
tigten und Arbeitgebern in Einklang und
müssen Vorrang vor gesetzlichen Regelun-
gen haben.

Geht es dabei nicht eher darum,
mehr Chancengleichheit für Frauen zu
schaffen?
Das hat mit Chancengleichheit erst einmal
wenig zu tun. Chancengleichheit haben wir,
wenn die Politik konsequent die richtigen
Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf setzt. Es ist schon ein
wenig widersprüchlich, wenn mit Familien-
geld und Familienarbeitszeit eine partner-
schaftliche Aufteilung von Erwerbs- und Fa-
milienarbeit gefördert werden soll, es aber
andererseits nach wie vor Anreize im Sozial-
und Steuerrecht gibt, die eine umfangreiche
Erwerbstätigkeit und ähnliches Einkommen
beider Ehepartner als nicht lohnenswert er-
scheinen lassen. Gerade in Bezug auf die
Rentendiskussion, dem sogenannten Gender
Pay Gap und den Fachkräftemangel ist es
wünschenswert, wenn gerade mehr Frauen
Vollzeit oder vollzeitnah arbeiten könnten.
In anderen Ländern wie Frankreich und
Skandinavien ist dies längst Realität. T

Das Interview führte
Florian Zimmer-Amrhein.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Alexander Böhne (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbände, BDA)
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F
ür eines der Projekte von Bun-
desarbeitsministerin Andrea
Nahles (SPD) wird die Zeit
langsam knapp. Vor fast vier
Jahren hatten sich CDU, CSU
und SPD im Koalitionsvertrag

darauf verständigt, Arbeitnehmern künftig
einen Rechtsanspruch auf befristete Teilzeit
und eine anschließende Rückkehr in die
Vollzeitbeschäftigung zuzusichern. Das so-
genannte „Rückkehrrecht von Teil- auf
Vollzeit“ soll vor allem berufstätigen Müt-
tern zugutekommen. Zwar betonte Nahles
kürzlich während eines Besuchs beim
Deutschen Gewerkschaftsbund, ein ausge-
arbeiteter Gesetzentwurf liege vor und
könne nach Ostern verabschiedet werden.
Mittlerweile ist aber wahrscheinlicher, dass
zumindest in dieser Legislaturperiode da-
raus nichts mehr wird. Der Entwurf steckt
in der Ressortabstimmung fest. Die Koaliti-
onspartner streiten bitterlich über die Fra-
ge, in welchen Unternehmen das Gesetz
letztendlich greifen soll.
Nahles‘ Vorschlag sieht vor, den Rechtsan-
spruch in allen Unternehmen ab einer
Größe von 15 Mitarbeitern durchzusetzen.
Die Union argumentiert dagegen, insbe-
sondere in kleinen mittelständischen Be-
trieben sei das Gesetz personalplanerisch
nicht umsetzbar. Sie fordert deshalb, die
Schwelle auf eine Unternehmensgröße ab
200 Beschäftigten anzuheben. Das seien
„Mondzahlen“, kritisiert wiederum die Ar-
beitsministerin. Gerade in Unternehmen

mit weniger als 50 Mitarbeitern sei der An-
teil an Teilzeitkräften besonders hoch.
Einigkeit herrscht in der Regierungskoaliti-
on aber darin, dass sich grundsätzlich et-
was ändern muss, damit Karriere und Fa-
milie insbesondere für Frauen künftig bes-
ser vereinbar sind. Erhebungen des Statisti-
schen Bundesamtes zeigen: Während Väter
in Deutschland nach der Geburt ihres
Nachwuchses zu mehr als 93 Prozent
(Stand 2015) in Vollzeitjobs verbleiben,
gehen nur rund 27 Prozent der Mütter mit
Kindern unter sechs Jahren einer Vollzeit-
beschäftigung nach. Auch wenn die Kinder
älter werden, verbleibt die große Mehrheit
der Mütter weiterhin in Teilzeit, nicht zu-
letzt deshalb, weil die entscheidende Zeit
für Karrieresprünge dann häufig verpasst
wurde. Viele der Mütter steckten, so betont
Nahles, in der „Teilzeitfalle“ fest. 35 Pro-
zent der Frauen in Teilzeit würden gern
wieder mehr arbeiten, könnten dies aber
nicht, rechnet die Ministerin vor.

Altersarmut So bleibt es in vielen deut-
schen Familien nach wie vor bei dem tradi-
tionellen Erwerbsmuster: Der Mann geht
arbeiten, die Frau übernimmt den Großteil
der Kinderbetreuung, verdient allenfalls in
Teilzeit dazu und ist ansonsten wirtschaft-
lich vom Partner abhängig. Nirgendwo in
Europa tragen Mütter derart wenig zum Fa-
milieneinkommen bei wie hierzulande
(22,6 Prozent laut OECD). Dementspre-
chend ist auch das Rentengefälle zwischen

Mann und Frau so steil wie in keinem an-
deren europäischen Land. Von Altersarmut
sind Frauen – insbesondere alleinerziehen-
de Mütter – hierzulande deutlich häufiger
betroffen als Männer.
Neu ist diese Erkenntnis und die Absicht
des Gesetzgebers, daran etwas zu ändern,
nicht. Durch die Einführung des Eltern-
geldes (2007) und des ElterngeldPlus
(2015), und durch die schrittweise Erhö-
hung der Familienzuschüsse wie Kinder-
geld und Kinderfreibetrag
oder den Rechtsanspruch
auf einen Kitaplatz für
ein- bis dreijährige Kinder
(2013) wurde versucht,
Anreize für Eltern zu
schaffen, mehr Kinder zu
bekommen und den Brot-
erwerb gleichmäßiger zwi-
schen den Partnern aufzu-
teilen.
Die politische Zielvorgabe
lautet: Väter sollen ermu-
tigt werden, für eine Zeit
aus dem Beruf auszuschei-
den oder ihre Arbeitszeit zu reduzieren,
um zu Hause mehr Verantwortung zu
übernehmen. Laut Bundesfamilienministe-
rium zeigen die Reformen Erfolg, mehr als
ein Drittel der Väter nehme mittlerweile El-
ternzeit. Die für die Mütter frei gewordene
Zeit sollen diese nutzen, um den Kontakt
zur Berufswelt zu halten und den Wieder-
einstieg vorzubereiten.

Ein von Familienministerin Manuela
Schwesig (SPD) eingebrachter Vorschlag,
wie die partnerschaftliche Aufteilung der
Kinderbetreuung weiter zu fördern sei, ist
die Familienarbeitszeit. Eltern jüngerer
Kinder sollen danach rechtlich die Mög-
lichkeit erhalten, ihre Arbeitszeit zwei Jah-
re lang auf 28 bis 36 Wochenstunden zu
reduzieren. Als finanziellen Ausgleich sol-
len sie ein sogenanntes Familiengeld von
150 Euro je Elternteil erhalten. Auch Al-

lein- oder getrennt Erzie-
hende sollen das Familien-
geld beziehen können.
Vonseiten der Wirtschaft
und zivilgesellschaftlicher
Vertreter hat Schwesigs Kon-
zept allerdings vor allem
Kritik geerntet. Eine Famili-
enarbeitszeit ziele am ei-
gentlichen Strukturproblem
vorbei, nämlich der nach
wie vor schlechten Betreu-
ungsinfrastruktur. Erhebun-
gen des Deutschen Jugend-
instituts zeigen: Insbeson-

dere für Kinder unter drei Jahren und
Schulkinder zwischen sechs und elf Jahren
mangelt es vielerorts an den nötigen Be-
treuungsangeboten, um gerade in sozia
schwachen Familien beiden Elternteilen
die Möglichkeit zu eröffnen, länger als nur
in Teilzeit zu arbeiten.
Zwar hat sich im frühkindlichen Bereich
die Betreuungsquote in den vergangenen

zehn Jahren mehr als verdoppelt und bis
2020 sollen weitere 100.000 Kitaplätze ent-
stehen. Das reicht aber bei Weitem nicht
aus, um den steigenden Bedarf zu decken,
zumal der weiter anwachsen dürfte, wenn
das Vorhaben der Bundesregierung aufgeht
und künftig mehr Mütter in die Vollzeitan-
stellung drängen. Experten wie Christian
Alt vom Deutschen Jugendinstitut fordern
deshalb, statt eines Familiengeldes lieber in
den Ausbau von Ganztagsbetreuungsange-
boten zu investieren.

Pflege in der Familie Doch nicht nur die
Kinderbetreuung, sondern auch die Alten-
pflege stellt Familien zuweilen vor Belas-
tungsproben und zwingt Angehörige, zu-
mindest zeitweise aus einer Vollzeitbe-
schäftigung auszusteigen. 2,83 Millionen
pflegebedürftige Menschen gibt es derzeit
in Deutschland, nach Schätzungen wird
diese Zahl bis 2050 auf 4,5 Millionen stei-
gen. Die meisten Pflegebedürftigen, etwa
68 Prozent, werden von nahestehenden
Personen, insbesondere von Familienange-
hörigen gepflegt.
Mit dem „Gesetz zur besseren Vereinbar-
keit von Familie, Pflege und Beruf“ sowie
im Rahmen der Pflegestärkungsgesetze hat
die Bundesregierung versucht, nicht nur
den Pflegebedürftigen, sondern auch ihren
Angehörigen rechtlich den Rücken zu stär-
ken. Seit 2015 gilt unter anderem ein
Rechtsanspruch auf Familienpflegezeit. Be-
schäftigte in Unternehmen ab 25 Mitarbei-

tern können dadurch ihre wöchentliche
Arbeitszeit für maximal zwei Jahre auf bis
zu 15 Stunden reduzieren, wenn sie einen
Angehörigen häuslich pflegen. Um den da-
durch entstehenden Lohnausfall zu kom-
pensieren, springt der Staat bei Bedarf mit
einem zinslosen Darlehen ein. In sehr aku-
ten Pflegefällen ist es möglich, bis zu zehn
Tage von der Arbeit fern zu bleiben und für
diese Zeit ein sogenanntes Pflegeunterstüt-
zungsgeld zu bekommen. Nicht in An-
spruch genommen Beträge aus der Verhin-
derungspflege können in Teilen nun auch
für Kurzzeitpflege verwendet werden und
andersherum.
Allerdings bezweifeln Kritiker wie der Pfle-
geexperte und Buchautor Claus Fussek,
dass diese Maßnahmen ausreichen, um Fa-
milien mit pflegebedürftigen Angehörigen
effektiv zu entlasten. „Das ist so, als wolle
man mit einer Wasserpistole einen Wald-
brand löschen“, sagt Fussek. Ähnlich wie
in der Kinderbetreuung sei der Staat auch
beim Thema Altenpflege in der Pflicht, flä-
chendeckende und qualitativ bessere Be-
treuungsangebote auf kommunaler Ebene
zu schaffen, statt diese Aufgabe auf den
Angehörigen abzuladen. Das Problem sei
letztendlich aber ein gesamtgesellschaftli-
ches: „Die ehrlichen Zahlen, was das kos-
ten würde, will niemand hören“, sagt Fus-
sek. Florian Zimmer-AmrheinT

Der Autor arbeitet als
freier Journalist in Berlin.
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Vollzeit
voraus
FAMILIE Kindererziehung und häusliche
Pflege sind mit einem Vollzeitjob nur
schwer zu vereinbaren. Mit Reformen und
Förderkonzepten versucht die Bundes-
regierung Abhilfe zu schaffen

»Die ehrlichen
Zahlen,
was das

kosten würde,
will niemand

hören.«
Claus Fussek,
Pflegeexperte


